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Bayreuther Börsenverein e.V.  

c/o Lehrstuhl BWL I  

Universitätsstraße 30  

95440 Bayreuth  

  

Einladung zur ordentlichen Mitgliederversammlung 

 

Liebes Börsenvereinsmitglied,   

wir laden Dich herzlich zu unserer Mitgliederversammlung am 18.11.2020 um 18:00 Uhr ein. Die 

Veranstaltung findet digital über Zoom statt. Teilnehmen kannst Du nur unter Angabe Deines 

vollständigen Namens über den folgenden Zoom-Link: 

https://zoom.us/j/97046253499?pwd=S2hybUxCYWVBZ3pCRVVaOGZwb29NZz09 

Tagesordnung:  

1. Begrüßung durch den Vorstand  

2. Wahl des Versammlungsleiters und des Protokollführers  

3. Feststellung der Tagesordnung  

4. Feststellung der stimmberechtigten Mitglieder  

5. Rechenschaftsbericht des Vorstands über das vergangene Geschäftsjahr 

6. Bericht des Kassenprüfers für das Geschäftsjahr 2018/2019 

7. Entlastung des Vorstands (Geschäftsjahr 2018/2019) 

8. Wahl des Kassenprüfers für das Geschäftsjahr 2019/2020 

9. Änderung der Satzung (s. Anhang) 

10. Antrag des Vorstands 

11. Vorstellung der Referenten 

12. Wahl der neuen Vorstände  

13. Beendigung der Versammlung durch den Versammlungsleiter  

  

Dieser Einladung sind folgende Dokumente beigefügt: 

1. Erläuterung zu den Satzungsänderungen (Anlage zu TOP 9) 

2. Satzungsentwurf (Anlage zu TOP 9) 

3. Antrag des Vorstands (Anlage zu TOP 10) 

Gemäß § 13 Abs. 2 der Satzung müssen Anträge auf Ergänzung der Tagesordnung bis eine Woche vor 

der Versammlung in Textform beim Vorstand eingereicht werden, damit der Vorstand diese auf die 

Tagesordnung setzen kann. Anträge auf Ergänzung bitte an folgende E-Mail-Adresse senden:             

valentin.hohnhorst@boersenverein-bayreuth.de. 

 

Wir freuen uns auf Dein Kommen!  

Dein Vorstand  

 03.11.2020, Bayreuth 
Valentin Hohnhorst 
 
Vorstandsvorsitzender 

 

https://zoom.us/j/97046253499?pwd=S2hybUxCYWVBZ3pCRVVaOGZwb29NZz09
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Anlage 1: Erläuterung zu den Satzungsänderungen 

Die Satzung soll neu gefasst werden, statt über jede einzelne Änderung einzeln abzustimmen, um das 

Prozedere zu vereinfachen. Die vorgeschlagenen Änderungen wurden zur leichteren 

Nachvollziehbarkeit entsprechend hervorgehoben und werden wie folgt dargestellt. 

Die Gliederung wird aufgegeben und durch ein Inhaltsverzeichnis, das die §§ enthält, ersetzt. 

Es wurde eine Satznummerierung eingefügt. Zur einfacheren Handhabung wurden an geeigneten 

Stellen Hinweise auf andere §§ in Klammern eingefügt. 

Zu § 3 Abs. 2: Die Norm aus dem EStG passt nicht (mehr). Sie wird durch die Passende ersetzt. 

Der ganze Abschnitt zum Datenschutz wurde damals aus Sorge vor der neuen DSGVO eingeführt. Es 

hat sich herausgestellt, dass diese Sorge übertrieben war. Daher soll der Abschnitt zu einem einzigen 

Paragrafen (§ 14) zusammengefasst und ans Ende gestellt werden. Wenn man die Minimallösung 

wählen würde, könnte man den Datenschutz auch ganz aus der Satzung draußen lassen, weil er kein 

notwendiger Satzungsbestandteil ist. 

Zu § 5 Erwerb der Mitgliedschaft; Mitteilungspflicht: 

Die Regelung in Abs. 1 soll die Verwendung des Online-Formulars ermöglichen. 

In Abs. 2 wird ein anwenderfreundlicher Hinweis auf diese bereits bestehende Möglichkeit 

eingebaut. 

Abs. 3 wird umformuliert und konkretisiert; praktische Änderungen erfolgen damit nicht. 

In Abs. 5 wird genannt, was der BVH ist. 

Die Einfügung des § 5 Abs. 6 soll darauf reagieren, dass immer wieder Mitglieder ihre Kontaktdaten 

nicht aktuell halten. 

 

Die Änderungen des § 6 Abs. 1 und 4 dienen der Vereinfachung. Juristische Personen können 

gestrichen werden, weil diese gemäß § 5 Abs. 3 gar nicht Mitglied werden können. 

Zu § 6 Abs. 2 S. 2: Die Kündigungsmöglichkeit in Textform macht es dem austretenden Mitglied 

einfacher. Außerdem wird so Streit verhindert, wenn ein Kündigender die bislang vorgesehene 

Schriftform nicht einhält. 

Zu § 6 Abs. 3: Die Streichung von nicht zahlenden Mitgliedern soll vereinfacht werden, um den 

Aufwand für den Finanzvorstand zu verringern. Gleichzeitig wird der Vorstand mit der Soll-Regelung 

dazu angehalten, von dieser Möglichkeit auch Gebrauch zu machen. Außerdem werden formale 

Hürden eingebaut, weil Mitglieder nicht einfach so aus Vereinen ausgeschlossen werden dürfen. Mit 

Satz 3 wurde vorgesorgt, weil von nicht zahlenden Mitgliedern auch oft die Anschriftendaten veraltet 

sind. 

Zu § 6 Abs. 4: Weil Mitglieder nicht zu leicht aus einem Verein ausgeschlossen werden können, wird 

die Kompetenz zum Ausschluss der Mitgliederversammlung übertragen. 

Zu § 7 Abs. 1: Nach § 10 Abs. 1 a.F. entscheidet der Vorstand über die Höhe und Fälligkeit der 

Mitgliedsbeiträge; nach § 12 Abs. 1 lit. d a.F. entscheidet die Mitgliederversammlung. Dieser Fehler 

muss korrigiert werden. Es liegt nahe, diese Kompetenz der Mitgliederversammlung zu belassen, so 

wie es das BGB vorsieht. Siehe hierzu auch den Beschlussantrag. 
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§ 7 Abs. 2 enthält eine Folgeänderung zur Einfügung des § 6 Abs. 3. 

§ 9 Abs. 2 stellt klar, welches Jahr gemeint ist. 

§ 12 Abs. 3 a.F. wird gestrichen, weil seine Regelung schon im neuen § 10 enthalten ist und im alten 

§ 13 enthalten war. 

Zu § 9 Abs. 3: Bisher müsste der Beirat allstimmig beschließen. Das heißt, bereits ein einziges 

Beiratsmitglied könnte sich durch bloßes Nichtreagieren entgegenstellen. Daher soll eine 

Mehrheitsentscheidung ermöglicht werden. 

Mit § 9 Abs. 5 wird ein Beschlussbuch etabliert, das eigentlich auch ohne diese Regelung geführt 

werden sollte, um sicherzustellen, dass Beschlüsse der MV nicht verloren gehen. 

Die Änderung § 10 Abs. 1 S. 3 soll dem Problem begegnen, dass immer wieder Mitglieder ihre 

Kontaktdaten nicht aktuell halten. 

Zu § 11 Abs. 1: Das Quorum von sieben Mitgliedern ist ohnehin keine Hürde. Daher wird 

vorgeschlagen die Formalien zu vereinfachen und das Quorum abzuschaffen. Alternativ könnte ein 

ernstzunehmendes Quorum (z.B. 10 % der Mitglieder) eingeführt werden, wenn die 

Mitgliederversammlung dies wünscht. 

Zu § 11 Abs. 2: Stimmübertragungen wurden in der Vergangenheit schon ohne Satzungsregelung 

akzeptiert. Sie sind aber nur bei einer Satzungsregelung zulässig. Diese soll nun aufgenommen 

werden. Die Limitierung auf drei Stimmen je anwesendem Mitglied soll verhindern, dass 

Einzelpersonen eine zu große Stimmmacht bekommen. 

Mit § 11 Abs. 3 soll eine freie Personenwahl gewährleistet werden. Das ist sinnvoll, weil ein 

gemeinnütziger Verein demokratisch organisiert ist. 

Abs. 12 Abs. 7 a.F. kann gestrichen werden, weil seine Regelung schon in Abs. 3 S. 2 enthalten ist. 

§ 14 Datenschutz wird neu aufgenommen. Es handelt sich um eine verkürzte Version der bisherigen 

§§ 5-7. 
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Anlage 2: Satzungsentwurf 

A. Allgemeines 

 

§ 1 Name, Sitz und Geschäftsjahr des Vereins 

 
1 Der Verein trägt den Namen „Bayreuther Börsenverein“ und hat seinen Sitz in 

Bayreuth. 2 Das Geschäftsjahr des Vereins läuft vom 01. November eines jeden Jahres 

bis zum 31. Oktober des darauffolgenden Jahres. 

 

 

§ 2 Rechtsfähigkeit 

 

Der Verein ist in das Vereinsregister eingetragen. 

 

 

§ 3 Vereinszweck, Gemeinnützigkeit 

 

1. 1 Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im 
Sinne des Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung. 2 Der 
Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche 
Zwecke. 

 

2. 1 Der Zweck des Vereins besteht darin, eine Aufklärungs- und 
Informationsfunktion gegenüber der Allgemeinheit über das Wertpapier- und 
Börsenwesen auszuüben und somit im Sinne des § 10b Abs. 1 EstG52 AO und 
des dort aufgeführten Zweckes der Förderung der Erziehung sowie der Volks- 
und Berufsbildung tätig zu werden. 2 Außerdem werden Wissenschaft und 
Forschung auf diesem Gebiet vom Verein selbstständig oder in Zusammenarbeit 
mit Lehr- und Forschungsaktivitäten der Universität Bayreuth gefördert. 

 

3. Der Satzungszweck wird verwirklicht insbesondere durch Veranstaltungen von 
und Beteiligungen an einschlägigen Seminaren, Vorträgen und 
Expertengesprächen, Erstellung von Veröffentlichungen, eigenständigen 
Arbeitsgruppen, Exkursionen, Besuch von Börsen, Teilnahme an 
Aktionärsversammlungen zu Wissenschafts-, Forschungs- und Bildungszwecken, 
etc. 

 

4. Leitideen zu diesen Aktivitäten und zur Charakterisierung des Vereins sollen im 
Wesentlichen sein: 

 

a) Die Verbindung zwischen Theorie und Praxis wird vertieft, Kommunikation 
und Kontakte zwischen allen am Wertpapierwesen Interessierten werden 
gefördert. 

 

b) Die Aufklärungsfunktion gegenüber einer breiten Öffentlichkeit ist durch 
geeignete Maßnahmen wahrzunehmen. 

 

§ 4 Verwendung der Vereinsmittel 
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1. 1 Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet 
werden. 2 Die Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus den Mitteln des 
Vereins. 

 

2. Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zwecke der Körperschaft fremd 
sind oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 

 

 

B. Datenschutz 

 

§5 Allgemein 

 

Mit dem Beitritt eines Mitglieds nimmt der Verein seinen Vor- und Nachnamen, sein 

Geburtsdatum, seine Wohnanschrift, seinen Studiengang, sein Fachsemester, seine 

Kontaktdaten und seine Bankverbindung auf. Diese Informationen werden in dem 

vereinseigenen EDV-System gespeichert. 

 

§ 6 Weitergabe von Mitgliedsdaten an Vereinsmitglieder 

 

0. Als Mitglied des Bundesverbandes der Börsenvereine an deutschen Hochschulen (BVH) e.V. 
ist der Bayreuther Börsenverein e.V. verpflichtet, seine Mitglieder an den Verband zu 
melden. Für die Verbandsarbeit und Verarbeitung der Zeitungsabonnements, werden dabei 
Vor- und Nachname, Wohnanschrift und E- Mailadresse gespeichert, verarbeitet und 
genutzt. Bei Mitgliedern mit besonderen Aufgaben (z.B. Vorstandsmitglieder) zusätzlich die 
vollständige Kontaktadresse mit Telefonnummer sowie der Bezeichnung der 
übernommenen Funktion im Verein. Zum Zweck der Übersendung von Zeitschriften gibt der 
Verband die an ihn übermittelten Daten an die auf seiner Website aufgeführten 
Verlagshäuser weiter, sofern das Mitglied ein entsprechendes Zeitschriftenabonnement 
bezieht. Erfolgt kein Zeitschriftenabonnement, so erfolgt auch keine Weitergabe der 
personenbezogenen Daten des Mitglieds an die Verlage. Das einzelne Mitglied kann 
jederzeit selbstständig über das Intranet (mitglieder.bvh.org) den Erhalt der Zeitschriften 
widersprechen sowie seine personenbezogenen Daten einsehen und aktualisieren. Im Falle 
der Abbestellung unterbleibt die weitere Zusendung von Zeitschriften nach spätestens 2 
Monaten. 

 

0. Der Bayreuther Börsenverein e.V. Vorstand macht besondere Ereignisse des 
Vereinslebens, insbesondere die Durchführung von Veranstaltungen
 sowie Feierlichkeiten  bekannt. Dabei können
 personenbezogene Mitgliederdaten veröffentlicht werden. Das 
einzelne Mitglied kann jederzeit gegenüber dem Vorstand einer solchen Veröffentlichung 
widersprechen. Im Falle des Widerspruches unterbleibt in Bezug auf das widersprechende 
Mitglied eine weitere Veröffentlichung. Mitgliederverzeichnisse werden nur an 
Vorstandsmitglieder und sonstige Mitglieder ausgehändigt, die im Verein eine besondere 
Funktion ausüben, welche die Kenntnis der Mitgliederdaten erfordert. Macht ein Mitglied 
geltend, dass er die Mitgliederliste zur Wahrnehmung seiner satzungsmäßigen Rechte 
benötigt, händigt der Vorstand die Liste nur gegen die schriftliche Versicherung aus, dass 
die Adresse nicht zu anderen Zwecken verwendet wird. 

 

§ 7 Austritt 
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Beim Austritt, Ausschluss oder Tod des Mitglieds werden die personenbezogenen 

Daten des Mitglieds aus der BVH Datenbank gelöscht. Bezüglich der 

Zeitungsabonnements kann dieser Prozess aus technischen Gründen bis zu 2 Monate 

dauern. Personenbezogene Daten des austretenden Mitglieds, die Kassenverwaltung 

betreffend, werden gemäß der steuergesetzlichen Bestimmungen bis zu zehn Jahre, 

ab der schriftlichen Bestätigung des Austritts, durch den Vorstand aufbewahrt. 

 

 

B. Erwerb und Verlust der Mitgliedschaft 

 

§ 8 5 Erwerb der Mitgliedschaft; Mitteilungspflicht 

 

1. Die Mitgliedschaft wird schriftlich mit dem analogen Mitgliedsantrag oder über 
das Online-Formular auf der Website des Vereins beantragt. 

 

2. 1 Über die Aufnahme entscheidet der Vorstand. 2 Bei Ablehnung des Antrags ist 
er nicht verpflichtet, dem Antragssteller die Gründe mitzuteilen. 3 Wird ein 
Aufnahmeantrag abgelehnt, kann der Antragsteller die Entscheidung der 
Mitgliederversammlung verlangen (§ 9 Abs. 1 lit. e). 

 

3. Die Mitgliedschaft können nur Studenten und Alumni der Universität Bayreuth 
erwerben, die im Einklang mit der Zwecksetzung des Vereins stehendiese 
Satzung anerkennen. Dies gilt für jedes Mitglied. 

 

4. 1 Ehrenmitgliedschaften sind möglich. und erwünscht, sofern sie den 
Vereinszielen förderlich sind. 2 Ehrenmitglieder werden durch den Vorstanddie 
Mitgliederversammlung benannt und entlassen. 

 

5. Jedes Mitglied ist auch mittelbar Mitglied des Bundesverbandes der 
Börsenvereine an deutschen Hochschulen e.V. (BVH). 

 

6. Mitglieder sind verpflichtet, dem Verein jede Änderung ihrer Kontakt- und 
Kontodaten mitzuteilen. 

 

 

§ 9 6 Beendigung der Mitgliedschaft 

 

1. Die Mitgliedschaft endet, unbeschadet bestehender Ansprüche der Vereinigung, 
durch Austritt (Abs. 2), Streichung (Abs. 3), Ausschluss (Abs. 4), Tod oder 
Vereinsauflösung, bei juristischen Personen durch Auflösung. 

 

2. 1 Der Austritt aus dem Verein ist zum 31. März und zum 30. September eines jeden 
Jahres möglich. 2 Die Austrittserklärung muss dem Verein spätestens sechs Wochen 
vor Austrittstermin einem Vorstandsmitglied schriftlich fristlos in Textform zugehen. 

 

2.3. 1 Ein Mitglied soll vom Vorstand von der Mitgliederliste gestrichen werden, wenn es 
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mit der Zahlung eines fälligen Beitrags um mindestens vier Wochen in Verzug ist und 
der Vorstand es daraufhin zweimalig unter Fristsetzung von weiteren 2 Wochen in 
Textform gemahnt hat. 2 Bei der letzten Mahnung ist die Streichung von der 
Mitgliederliste anzudrohen. 3 Die Mahnung nach Satz 1 sowie die Mitteilung über 
die Streichung von der Mitgliederliste nach Satz 2 sind entbehrlich, wenn eine 
Kontaktaufnahme in Textform mangels dem Verein vorliegender aktueller 
Adressdaten nicht möglich ist. 

 

3.4. 1 Ein Mitglied kann aus dem Verein ausgeschlossen werden, wenn es schuldhaft in grober 
Weise gegen die Interessen des Vereins oder gegen die Satzung verstößt. 2 Über den 
Ausschluss entscheidet die Mitgliederversammlungder Vorstand. 3 Der begründete 
Ausschließungsbeschluss ist dem Mitglied schriftlich in Textform bekanntzugeben. 

 

3. Mit Beendigung der Mitgliedschaft erlöschen alle Ansprüche aus dem 
Mitgliedschaftsverhältnis, unbeschadet des Anspruches des Vereins auf 
rückständige Beitragsforderungen. Eine Rückgewehr von Beiträgen, Sacheinlagen 
und Spenden sind ausgeschlossen. 

 

 

§ 10 7 Mitgliedsbeiträge 

 

1. Über die Höhe und Fälligkeit der Mitgliedsbeiträge beschließt die 
Mitgliederversammlung (§ 12 Abs. 1 lit. d) auf Vorschlag des Vorstandes.entscheidet 
der Vorstand mit Zweidrittelmehrheit. Die Beiträge und Gebühren sind nicht höher 
anzusetzen, als dies zur Deckung der durch die Vereinsaktivitäten anfallenden 
Kosten erforderlich ist. 

 

2. 1 Mitglieder, die den Beitrag nach Fälligkeit nicht gezahlt haben, werden gemahnt. 2 

Nach zweimaliger Mahnung können sie gemäß § 9 6 Abs. 3 der Satzung 
ausgeschlossen von der Mitgliederliste gestrichen werden. 

 

3. Der Vorstand kann unverschuldet in Not geratenen Mitgliedern die Zahlung der 
Beiträge stunden, ; in besonderen Fällen auch ganz oder teilweise erlassen. 

 

4. Ehrenmitglieder sind von der Beitragspflicht befreit. 
 

 

B. Die Organe des Vereins 

 

§ 11 8 Organe des Vereins 

 

Organe des Vereins sind der Vorstand, die Mitgliederversammlung und der Beirat. 

 

§ 12 9 Mitgliederversammlung 

 

1. Die Mitgliederversammlung ist insbesondere für folgende Angelegenheiten 
zuständig: 
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a) Wahl und Abberufung der Vorstandsmitglieder, 
 

b) Änderungen der Satzung, 
 

c) die Auflösung des Vereins, 
 

d) Festsetzung von Höhe und Fälligkeit des Mitgliedsbeitrags (§ 7 Abs. 1), 
 

e) Entscheidung über Beschwerden gegen die Ablehnung eines Aufnahmeantrags, 
 

f) Entgegennahme des Finanzberichtes und sonstiger Berichte des Vorstandes, 
 

g) Entlastung des Vorstandes, 
 

h) Wahl des Kassenprüfers, 
 

i) Sonstige den Verein grundlegend betreffende Fragen. 
 

2. Eine ordentliche Mitgliederversammlung muss mindestens einmal jährlich pro 
Geschäftsjahr (§ 1)  stattfinden. 

 

2. Die ordentliche Mitgliederversammlung wird durch den Vereinsvorstand in Textform 
berufen. 

 

3. Weitere außerordentliche Mitgliederversammlungen sind einzuberufen, wenn es 
das Interesse des Vereins erfordert, wenn die Einberufung von einem Fünftel der 
Mitglieder oder der Mehrheit der Mitglieder des Beirats unter Angabe des Zwecks 
und der Gründe in Textform vom Vorstand verlangt wird. 

 

4. 1 Über die Beschlüsse der Mitgliederversammlung ist ein Protokoll zu führen. 2 Dieses 
ist vom Versammlungsleiter – in der Regel der erste Vorsitzende des Vorstands – und 
dem Protokollführer zu unterschreiben. 3 Das Protokoll soll den Ort und die Zeit der 
Versammlung, die Tagesordnung, die Abstimmungsergebnisse und die Art der 
Abstimmung enthalten. 

 

4.5. Beschlüsse, die sich nicht alsbald erledigen, werden in das Beschlussbuch des Vereins 
aufgenommen, das auf der Website neben der Satzung zur Einsicht bereitsteht. 

 

 

§ 13 10 Einberufung der Mitgliederversammlung 

 

1. 1 Die Mitgliederversammlung ist vom Vorstand unter Einhaltung einer Frist von zwei 
Wochen einzuberufen. 2 Die Einberufung erfolgt in Textform unter Angabe der 
Tagesordnung an jedes einzelne Mitglied. 3 Die Einberufung ist auch wirksam, wenn 
eine Zustellung an jedes einzelne Mitglied mangels dem Verein vorliegender 
aktueller Adressdaten nicht möglich ist und eine zusätzliche Einberufung an der 
Pinnwand oder auf der Vereinswebsite erfolgt. 4 Die Ladungsfrist beginnt mit dem 
auf die Absendung der Einladung folgenden Tag. 
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2. 1 Zuständig für die Festsetzung der Tagesordnung ist der Vorstand. 2 Jedes Mitglied 
kann beantragen, dass weitere Angelegenheiten nachträglich auf die Tagesordnung 
gesetzt werden. 3 Geht ein solcher Antrag spätestens eine Woche vor dem Tag der 
Mitgliederversammlung in Textform beim Vorstand ein, ist die Tagesordnung 
entsprechend zu ergänzen. 

 

3. Personen und Institutionen, die den Verein durch Spenden regelmäßig fördern, 
ohne Mitglieder zu sein, werden als Gäste eingeladen und erhalten dieselben 
Informationen wie die Mitglieder. 

 

 

§ 14 11 Beschlussfähigkeit der Mitgliederversammlung 

 

1. 1 Die Mitgliederversammlung besteht aus den anwesenden Mitgliedern. 2 , sSie ist 
bei unabhängig von der Zahl der erschienenen Mitglieder 
beschlussfähig.Anwesenheit von mindestens sieben Mitgliedern beschlussfähig. Bei 
Beschlussunfähigkeit hat der Vorstand innerhalb von vier Wochen eine zweite 
Mitgliederversammlung mit der gleichen Tagesordnung einzuberufen. Diese zweite 
Mitgliederversammlung ist ohne Rücksicht auf die Zahl der erschienenen 
Vereinsmitglieder beschlussfähig, wenn hierauf in der Einladung hingewiesen 
wurde; für deren Ladung gelten im Übrigen die allgemeinen Bestimmungen. 

 

2. 1 In der Mitgliederversammlung hat jedes Mitglied eine Stimme. 2 Jedem Mitglied 
können die Stimmen von maximal zwei anderen Mitgliedern in Textform übertragen 
werden.  

 

3. Die 1 Abstimmungen des Beschlusses muss müssen auf Antrag geheim durchgeführt 
werden, wenn zehn Prozent der anwesenden Mitglieder dies verlangent. 2 Wahlen 
erfolgen geheim. 

 

4. 1 Soweit nicht ausdrücklich anders bestimmt, fasst die Mitgliederversammlung 
Beschlüsse nach demmit einfachern Mehrheitsprinzip. 2 Stimmenthaltungen gelten 
als nicht abgegebene Stimmen. 3 Eine Mehrheit von drei Vierteln der abgegebenen 
Stimmen ist jedoch erforderlich für: 

 

a) Die Änderung der Satzung, 
 

b) Die Auflösung des Vereins. 
 

§ 15 12 Vereinsvorstand 

 

1. 1 Der Vorstand des Vereins besteht aus einem Vorsitzenden, dem stellvertretenden 
Vorstandsvorsitzenden, dem Vorstand für Finanzen, und bis zu vier weiteren 
Vorstandsmitgliedern. 2 Vorstand im Sinne des § 26 BGB sind der 
Vorstandsvorsitzende und der stellvertretende Vorstandsvorsitzende. 3 Jeder von 
ihnen ist alleinvertretungsberechtigt. 
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2. Im Innenverhältnis gilt: Rechtshandlungen, die den Verein zu Leistungen von mehr 
als fünfhundert Euro verpflichten, bedürfen der Zustimmung des Vorsitzenden und 
seines Stellvertreters, sowie Kenntnisnahme des Finanzvorstandes. 

 

3. 1 Die Vorstandsmitglieder werden von der Mitgliederversammlung auf die Dauer von 
einem Jahr gewählt. 2 Die Vorstandsmitglieder bleiben auch nach dem Ablauf ihrer 
Amtszeit bis zur Neuwahl des Vorstandes im Amt. 3 Wiederwahl ist zulässig. 4 

Scheidet ein Mitglied des Vorstandes während der Amtsdauer aus, kann der 
Vorstand mit einfacher Mehrheit für die restliche Amtsdauer des Ausgeschiedenen 
ein Ersatzmitglied bestellen. 

 

4. Wählbar sind nur Vereinsmitglieder. 
 

5. 1 Der Vorstand beschließt mit einfacher Mehrheit der Stimmen. 2 Bei 
Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Vorsitzenden. 

 

6. Der Vorstand bestimmt die Richtlinien der Geschäftsführung des Vereins und stellt 
den Etat für das laufende Geschäftsjahr auf. 

 

6. Um sicherzustellen, dass der Verein jederzeit einen Vorstand hat, muss mit der 
Abwahl des alten Vorstandes ein neuer Vorstand gewählt werden (konstruktives 
Misstrauensvotum). 

 

§ 16 13 Beirat 

 

1. 1 Mitglieder können mittels Zweidrittelmehrheit vom Vorstand zum Beirat ernannt 
und abgewählt werden. 2 Mitglieder des Beirats können durch Rücktritt aus dem 
Beirat ausscheiden. 3 Dem Beirat sollen maximal zehn Personen angehören. 

 

2. 1 Der Beirat unterstützt den Vereinsvorstand als Beratungs- und Aufsichtsorgan. 2 

Leitfunktion des Beirats ist es, die Interessen des Vereins im Sinne der 
satzungsgemäßen Zwecksetzung zu wahren. 3 Der Beirat ist verpflichtet, dem 
Vorstand und dem Verein mit Rat und Tat zur Seite zu stehen. 

 

3. Der Beirat ist vom Vorstand im Vorfeld über die wesentlichen Aktivitäten, die das 
Außenverhältnis des Vereins betreffen, in Kenntnis zu setzen. 

 

4. Der Beirat kann auf Wunsch des Vorstandes stimmrechtslos an Vorstandssitzungen 
teilnehmen. 

 

 

§ 14 Datenschutz 

 

1. Der Verein erhebt, speichert und verarbeitet personenbezogene Daten der 
Mitglieder ausschließlich zur Erfüllung der Vereinsaufgaben und achtet dabei 
stets die einschlägigen Gesetzesnormen. 
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2. Als Mitglied des BVH ist der Verein verpflichtet, seine Mitglieder an den BVH zu 
melden. Für die Verarbeitung der Daten durch den BVH wird auf dessen 
Datenschutzerklärung hingewiesen. 

 

3. Bei der Beendigung der Mitgliedschaft (§ 6) werden die personenbezogenen 
Daten des Mitglieds nach Ablauf der gesetzlichen Aufbewahrungsfristen 
gelöscht. 
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Anlage 3: Antrag des Vorstands 

Der Vorstand stellt folgenden Antrag an die Mitgliederversammlung des Bayreuther Börsenverein 

e.V. 

Die Mitgliederversammlung möge Folgendes beschließen: 

Das Beschlussbuch (§ 9 Abs. 5 der Satzung) wird erstellt. In das Beschlussbuch wird folgender 

Paragraf 1 aufgenommen: 

§ 1 Mitgliedsbeitrag 

1. 1 Der Mitgliedsbeitrag beträgt für alle Mitglieder 10 Euro pro Semester. 2 Ehrenmitglieder sind 

von der Beitragspflicht befreit, § 7 Abs. 4 der Satzung. 

 

2. Der Mitgliedsbeitrag für das Sommersemester wird am 1. April eines jeden Jahres fällig und 

wird im Laufe dieses Monats eingezogen; der Mitgliedsbeitrag für das Wintersemester wird 

am 1. Oktober eines jeden Jahres fällig und wird im Laufe dieses Monats eingezogen. 

 

 

Begründung: 

Die Klarstellung, dass die Mitgliederversammlung über die Höhe und Fälligkeit des Mitgliedsbeitrags 

beschließt (Änderung in § 10 Abs. 1 der Satzung a.F.) erfordert einen solchen Beschluss.  

Die bisherige Differenzierung zwischen Studenten und Nichtstudenten kann aufgegeben werden, 

weil sie in der Praxis ohnehin nicht erfolgt. 

In Zukunft soll der Mitgliedsbeitrag im Voraus eingezogen werden, was hoffentlich das 

Hinterherlaufen bei erfolglosen Einzugsversuchen reduziert. 

 


